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LadenschlußG v. 28. November 1956, BGBl I S. 875 i.d.F. 
d. ÄndG vom 14. November 1960, BGBl I S. 845, § 3 Abs. 1

Das Offenhalten eines Bekleidungsgeschäfts während der 
gesetzlichen Ladenschlußzeiten zum Zwecke der Besich­
tigung und des Anprobierens von Kleidungsstücken ist 
auch dann geschäftlicher Verkehr mit den Kunden im Sinne 
des § 3 Abs. 1 LadenschlußG, wenn der Geschäftsinhaber 
und das Ladenpersonal nicht zugegen sind und das anwesende 
Bewachungspersonal keine Verkaufs- oder Beratungstätigkeit 
ausübt (Abgrenzung zu BGHZ 66, 159 = GRUR 1976, 438 - Tag 
der offenen Tür).

BGH, Urt. v. 7. November 1980 - I ZR 160/78 - OLG Stuttgart
LG Stuttgart

Tag der offenen Tür II



BUNDESGERICHTSHOF
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IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL Verkündet am
7. November 1980 
Köhler,
Justizsekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

Firma AflMI Bekleidungswerk GmbH, vertreten durch den 
Geschäftsführer Wolfang Nj

Beklagte und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt M H H H P  -

gegen

Zentrale zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs e.V., ver­
treten durch das geschäftsführende Vorstandsmitglied 
Dr. Marcel KflHi, iflHHHBstraße flHi, Bl

Kläger und Revisionsbeklagter,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 7. November 1980 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Frhr. v. Gamm und 
die Richter Alff, Dr. Merkel, Dr. Piper und 
Dr. Erdmann

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 
2. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Stuttgart vom 13. Oktober 1978 
wird auf Kosten der Beklagten zurück­
gewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Beklagte betreibt einen Einzelhandel mit Textilien.
In ihren Verkaufsräumen veranstaltete sie an Sonntagen wieder­
holt sogenannte Tage der offenen Tür, für die sie in Tages­
zeitungen und Anzeigenblättern in folgender Weise warb:

Jeden Sonntag ... Tag der offenen Tür.
Von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr geöffnet1 
Ansehen - Anprobieren - kein Verkauf!

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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Entsprechend dieser Ankündigung hatten die Besucher 
der Veranstaltungen die Möglichkeit, die ausgestellten 
Kleidungsstücke zu besichtigen und anzuprobieren. Außer­
dem konnten sie sich passende Stücke durch Ausfüllung be- 
reitllegender Formulare reservieren lassen. Eine Beratung 
oder ein Verkauf fand nicht statt.

Der Kläger, zu dessen satzungsgemäßen Aufgaben die Be­
kämpfung unlauteren Wettbewerbs gehört, hat diese Veranstal­
tungen als wettbewerbswidrig beanstandet. Die Beklagte, so 
meint er, verstoße damit gegen § 3 Abs. 1 des Ladenschluß­
gesetzes (LadenschlußG), der es verbiete, Verkaufsstellen 
an Sonntagen für den geschäftlichen Verkehr mit Kunden offen­
zuhalten. Zugleich verstoße sie gegen § 1 UWG, weil sie sich 
mit Veranstaltungen dieser Art über die Vorschriften des La­
denschlußgesetzes bewußt und planmäßig hinwegsetze, um sich 
vor Mitbewerbern, die diese Vorschriften beachteten, einen 
sachlich nicht gerechtfertigten Vorteil zu verschaffen.'

Demgegenüber meint die Beklagte, die angegriffenen Maß­
nahmen verletzten § 3 LadenschlußG nicht. Insbesondere 
trete sie zu den Besuchern ihrer Veranstaltungen nicht in 
geschäftlichen Verkehr im Sinne dieser Vorschrift. Die ent­
gegenstehende Auffassung des Klägers widerspreche der Recht­
sprechung des Bundesgerichtshofs (BGHZ 66, 159 = GRUR 1976,
438 = WRP 1976, 466 - Tag der offenen Tür) und des Bundes­
verwaltungsgerichts (BVerwGE 28, 295 = GRUR 1969, 88 - Freie 
Möbelschau). Bei ihren Veranstaltungen seien Ladenangestellte 
nicht zugegen. Die Aufsicht über die Besucher werde allein 
von betriebsfremdem Uberwachungspersonal ausgeübt, das keiner*
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lei geschäftliche Auskünfte gebe. Im Hinblick auf die so­
zialpolitische Zielsetzung des Ladenschlußgesetzes, das 
Verkaufspersonal vor zu langer Arbeitszeit an Werktagen 
und vor verbotener Sonntagsarbeit zu schützenr könnten 
daher die Veranstaltungen der Beklagten nicht als Aufnahme 
geschäftlichen Verkehrs mit Kunden im Sinne des § 3 Laden- 
schlußG angesehen werden. Aber auch der Gesichtspunkt der 
Wahrung gleicher Wettbewerbschancen rechtfertige keine an­
dere Beurteilung. Das Ladenschlußgesetz gelte zwar für alle 
Betriebe/ schränke aber die Wettbewerbsfreiheit nur inso­
weit ein, als dies im Hinblick auf die sozialpolitischen 
Belange der Arbeitnehmer erforderlich sei.

Das Landgericht hat der Beklagten antragsgemäß unter­
sagt, ihr Geschäftslokal und die Verkaufsräume während der 
offiziellen Ladenschlußzeiten nach Art einer "offenen Tür" 
für den Publikumsverkehr offenzuhalten, die Besichtigung, 
das Anprobieren und das Reservieren von Bekleidungsstücken 
zu ermöglichen, sowie die Möglichkeiten der Besichtigung 
und des Anprobierens von Kleidungsstücken werblich anzukün­
digen. Im Hinblick auf die den Besuchern durch die Laden­
öffnungspraxis der Beklagten eingeräumte Möglichkeit, inner­
halb der Ladenschlußzeiten Kleidungsstücke zu besichtigen, 
anzuprobieren und sich reservieren zu lassen, hat es ange­
nommen, daß die angegriffenen Veranstaltungen dem geschäft­
lichen Verkehr mit Kunden im Sinne des § 3 LadenschlußG dien 
ten, und zwar auch dann, wenn unterstellt werde, daß das La­
denpersonal nicht anwesend sei und eine Beratung des Publi­
kums durch das Bewachungspersonal nicht stattfinde.



5

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung einge­
legt. Im Berufungsrechtszug hat sie sich durch eine Unter­
lassungserklärung verpflichtet# den Besuchern ihrer Veran­
staltungen die Reservierung von Bekleidungsstücken nicht 
mehr zu ermöglichen. Daraufhin haben die Parteien den 
Rechtsstreit# soweit er die Möglichkeit der Reservierung 
betraf# in der Hauptsache für erledigt erklärt und der Klä­
ger hat nur noch beantragt#

der Beklagten unter Androhung von Ordnungsmitteln 
zu verbieten# ihr Geschäftslokal und die Verkaufs­
räume während der offiziellen LadenschlußZeiten 
nach Art einer "offenen Tür" für den Publikumsver­
kehr offenzuhalten, die Besichtigung und das Anpro­
bieren von Kleidungsstücken zu ermöglichen# sowie 
die Möglichkeiten der Besichtigung und des Anpro­
bierens von Kleidungsstücken werblich anzukündigen.

Diesem Antrag hat das Oberlandesgericht stattgegeben 
und die Berufung der Beklagten mit der Maßgabe zurückgewie­
sen# daß der Beklagten verboten wird, ihr Geschäftslokal und 
die Verkaufsräume während der offiziellen Ladenschlußzeiten 
nach Art einer "offenen Tür" für den Publikumsverkehr offen­
zuhalten und dabei die Besichtigung und das Anprobieren von 
Bekleidungsstücken zu ermöglichen# sowie die Möglichkeiten dez 
Besichtigung und des Anprobierens von Kleidungsstücken werb­
lich anzukündigen. Die Verfahrenskosten, auch soweit die Par­
teien den Rechtsstreit für erledigt erklärt haben# hat es der 
Beklagten auferlegt. Gegen dieses Urteil richtet sich die Re­
vision der Beklagten, die in 1. Linie ihren bisherigen An­
trag# die Klage abzuweisen# weiterverfolgt, hilfsweise bean­
tragt# das angefochtene Urteil aufzuheben# soweit der Beklag-
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ten untersagt worden ist, anläßlich eines Tages der offenen 
Tür die Möglichkeit des Besichtigens von Kleidungsstücken 
zu gewähren und dies werblich anzukündigen. Der Kläger be­
antragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe

I. Das Berufungsgericht führt aus: Durch das Offenhal­
ten ihrer Verkaufsräume zum Zwecke der Besichtigung und des 
Anprobierens von Kleidungsstücken verstoße die Beklagte ge­
gen § 3 LadenschlußG, weil sie damit verbotenerweise in ge­
schäftlichen Verkehr zu Kunden trete. Bekleidungsgegenstände 
wie Anzüge, Kleider und Mäntel erwerbe der Verbraucher re­
gelmäßig erst nach vorheriger Anprobe, durch die er sich über 
die Eigenschaften des Kleidungsstücks unterrichte. Es sei da­
her eine typische, dem Verkauf von Kleidung vorgeschaltete 
Kundendienstleistung, wenn das Bekleidungsgeschäft seinen Be­
suchern die Möglichkeit des Anprobierens gewähre. Da zum Be­
griff des geschäftlichen Verkehrs im Sinne des § 3 Laden­
schlußG nicht nur der Kauf der Ware selbst gehöre, sondern 
auch solche Tätigkeiten, die das Geschäft vorbereiteten und 
es überhaupt erst ermöglichten, habe die Beklagte dem Verbot 
zuwidergehandelt, ihr Ladengeschäft - eine Verkaufsstelle im 
Sinne des Ladenschlußgesetzes - an Sonntagen für den ge­
schäftlichen Verkehr mit den Kunden geschlossen zu halten.
Dem stehe nicht entgegen, daß der Bundesgerichtshof in der 
Entscheidung "Tag der offenen Tür" im Hinblick auf die Ge­
setzeszwecke des Ladenschlußgesetzes das Offenhalten von 
Möbelgeschäften ausschließlich zu Besichtigungszwecken bei 
Abwesenheit des Verkaufspersonals nicht als geschäftlichen
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Verkehr im Sinne des § 3 LadenschlußG angesehen habe. Auf 
die Besichtigung und das Anprobieren von Kleidungsstücken 
lasse sich diese Rechtsprechung nicht übertragen. Anders 
als Möbel könnten Kleidungsstücke nicht schon durch sich 
selbst werben. Sie müßten anprobiert werden. Das schaffe 
eine engere geschäftliche Beziehung zwischen Kunden und 
Geschäftsinhaber als es bei der Besichtigung von Möbel­
stücken der Fall sei.

Der Verstoß gegen § 3 LadenschlußG sei im Streitfall 
zugleich ein Verstoß gegen § 1 UWG. Die Beklagte habe gegen 
das Ladenschlußgesetz bewußt und planmäßig verstoßen, um 
sich einen sachlich nicht gerechtfertigten Vorsprung vor 
gesetzestreuen Mitbewerbern zu verschaffen. Ihre Ankündi­
gungen, mit denen sie auf die wiederholte Veranstaltung 
von Tagen der offenen Tür hingewiesen habe, zeigten, daß es 
sich dabei nicht nur um einen einmaligen Gesetzesverstoß, 
sondern um ein auf Wiederholung angelegtes, zielbewußtes 
Vorgehen gehandelt habe. Dem Antrag des Klägers, der Be­
klagten das Offenhalten ihres Geschäftslokals während der 
gesetzlich vorgeschriebenen LadenschlußZeiten zum Zwecke 
der Besichtigung und des Anprobierens von Kleidungsstücken 
zu verbieten, sei daher zu entsprechen gewesen. Dabei habe 
dahinstehen können, ob der Beklagten ein Offenhalten allein 
zu Besichtigungszwecken ebenfalls hätte untersagt werden 
müssen. Ein solches Verbot habe der Kläger nicht beantragt.

II. Die gegen diese Beurteilung gerichteten Angriffe 
der Revision haben keinen Erfolg.
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1. Die bei der Entscheidung der anhängigen Streit­
sache heranzuziehenden Vorschriften des § 3 LadenschlußG 
sind nicht verfassungswidrig. Insbesondere wird durch sie 
das Grundrecht der freien Berufsausübung (Art. 12 
Abs. 1 GG) nicht in unzulässiger Weise beschränkt. Die Be­
denken der Revision insoweit sind unbegründet (vgl.
BVerfGE 13, 230, 233, 234; 13, 237, 240, 242; 14, 29, 22, 
23) .

2. Nach § 3 LadenschlußG müssen Verkaufsstellen, wie 
sie in § 1 dieses Gesetzes näher genannt sind, zu bestimm­
ten Zeiten für den geschäftlichen Verkehr mit Kunden ge­
schlossen sein. Nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts gehören die Räume, die die Beklagte an den von ihr 
veranstalteten Tagen der offenen Tür für den Publikumsver­
kehr offengehalten hat, zu Verkaufsstellen in diesem Sinne. 
Diese Feststellungen geben zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß und werden von der Revision auch nicht in Zweifel ge­
zogen.

3. Im Streitfall geht es - anders als im Senatsurteil 
"Tag der offenen Tür", auf das sich die Revision zur Recht­
fertigung der angegriffenen Veranstaltungen beruft - nicht 
darum, ob es die Beklagte zu unterlassen hat, die Verkaufs­
räume allein zu Besichtigungszwecken offenzuhalten, sondern 
lediglich um das Verbot des Offenhaltens zum Zwecke der Be­
sichtigung und des Anprobierens. Weder hat der Kläger bean­
tragt, der Beklagten ein auf Besichtigungszwecke beschränk­
tes Offenhalten ihrer Geschäftsräume zu verbieten, noch ent­
hält das Berufungsurteil ein solches Verbot. Das Berufungs­
gericht hat dem Klageantrag nur das Begehren des Klägers ent-
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nommen, der Beklagten zu untersagen, ihre Verkaufsstelle 
innerhalb der LadenschlußZeiten geöffnet zu halten, wenn 
das Publikum dabei die Möglichkeit hat, im Zusammenhang 
mit der Besichtigung von Kleidungsstücken diese auch anzu­
probieren. Auf das Offenhalten des Geschäftslokals allein 
zu Besichtigungszwecken beziehen sich danach Klageantrag 
und Berufungsurteil nicht. Davon ist in der Revisionsin­
stanz auszugehen, so daß sich die Frage, ob das Offenhal­
ten des Geschäftslokals allein zu Besichtigungszwecken 
- ohne die Möglichkeit des Anprobierens - gegen § 3 Laden- 
schlußG verstößt, im Streitfall nicht stellt.

4. Die Angriffe der Revision richten sich in erster 
Linie gegen die Annahme des Berufungsgerichts, daß das Of­
fenhalten von Verkaufsstellen für den Publikumsverkehr außer­
halb der gesetzlichen Ladenöffnungszeiten zum Zwecke der Be­
sichtigung und des Anprobierens von Kleidungsstücken ge­
schäftlicher Verkehr im Sinne des § 3 LadenschlußG auch dann 
sei, wenn die Geschäftsangestellten nicht anwesend seien.
Dem hält die Revision unter Berufung auf das erwähnte Senats­
urteil "Tag der offenen Tür" entgegen: Nach Sinn und Zweck 
des Gesetzes, insbesondere nach seiner sozialpolitischen 
Zielsetzung, könne von einem geschäftlichen Verkehr im Sinne 
des § 3 LadenschlußG nicht gesprochen werden, wenn - wie hier 
die im Laden beschäftigten Personen nicht zugegen seien und 
das anwesende betriebsfremde Überwachungspersonal keine ge­
schäftlichen Auskünfte gebe. Das Ladenschlußgesetz bezwecke 
in erster Linie den Arbeitsschutz der Ladenangestellten, die 
vor zu langer Arbeitszeit an Werktagen und vor verbotener 
Sonntagsarbeit geschützt werden sollten. Diese Zwecke wür­
den nicht beeinträchtigt, wenn das Verkaufspersonal nicht



anwesend sei. Es sei daher kein durch § 3 LadenschluG ver­
botener geschäftlicher Verkehr, wenn das Publikum nur in 
Abwesenheit des Verkaufspersonals die ausgestellten Klei­
dungsstücke besichtigen und anprobieren könne. Darüber 
hinaus lasse sich auch auf Erwägungen wettbewerblicher Art 
ein Verbot der angegriffenen Veranstaltungen nicht stützen. 
Das Ladenschlußgesetz ziele nicht auf die Verwirklichung 
einer allgemeinen Chancengleichheit im wirtschaftlichen 
Wettbewerb ab. Zwar gelte es für alle Betriebe und insoweit 
komme ihm auch wettbewerbsregelnde Bedeutung zu. Diese 
reiche aber nicht weiter als der - hier nicht berührte - 
sozialpolitische Zweck, den es verfolge.

Diesen Erwägungen der Revision kann nicht beigetreten 
werden. Ohne Erfolg beruft sie sich auf das Senatsurteil 
"Tag der offenen Tür", bei dem es sich - anders als im 
Streitfall - ausschließlich um die Frage gehandelt hatte, 
ob ein verbotener geschäftlicher Verkehr im Sinne des § 3 
LadenschlußG schon dann gegeben ist, wenn dem Publikum 
ein Möbelgeschäft an Wochenenden außerhalb der gesetzlichen 
Öffnungszeit allein zum Zwecke der Besichtigung offensteht 
und Ladenangestellte nicht anwesend sind. In Übereinstim­
mung mit dem Bundesverwaltungsgericht (BVerwGE 28, 295 = 
GRUR 1969, 88 - freie Möbelschau) hatte der Senat in jener 
Entscheidung ausgesprochen, daß das Offenhalten der Ver­
kaufsstelle lediglich zu Besichtigungszwecken nicht gegen 
§ 3 LadenschlußG verstößt, wenn nur Bewachungspersonal an­
wesend ist, das keinerlei Verkaufs- oder Beratungstätigkeit 
ausübt. Dafür hatte der Senat als maßgebend angesehen, daß 
das Ladenschlußgesetz nach seiner allgemeinen Zweckrichtung 
dem Arbeitsschutz der Ladenangestellten diene und daß aus
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Gründen des Arbeitsschutzes die Schließung von Geschäften 
außerhalb der gesetzlichen Ladenöffnungszeiten nicht ge­
boten sei, wenn zu dieser Zeit kein Ladenpersonal beschäf­
tigt werde. Im Hinblick darauf, so hatte der Senat in je­
ner Entscheidung weiter ausgeführt, erfordere auch der Ge­
sichtspunkt der Chancengleichheit im Wettbewerb keine an­
dere Beurteilung. Das Ladenschlußgesetz habe gleiche Wett­
bewerbsbedingungen nicht allgemein geschaffen, sondern nur 
insoweit, als es im Interesse der Vermeidung von Wettbe­
werbsverzerrungen auch die Betriebe in seinen Geltungsbe­
reich einbezogen habe, die ohne Verkaufspersonal arbeite­
ten und bei denen die Notwendigkeit des Ladenschlusses aus 
Gründen des Arbeitsschutzes an sich nicht gegeben sei. Es 
bestehe daher aus wettbewerblicher Sicht kein Grund zum Ein­
schreiten, solange die vom Gesetz verfolgten Ziele des Ar­
beitsschutzes unberührt blieben. Schließlich sei zu berück­
sichtigen, daß es jedenfalls beim Kauf langlebiger und hoch­
wertiger Verbrauchsgüter, wie es Möbel seien, ein vernünf­
tiges Käuferverhalten im allgemeinen eine eingehende Prüfung 
der Angebote verschiedener Anbieter notwendig mache, wofür 
meist ein erheblicher Zeitaufwand erforderlich sei. Diesem 
Verbraucherinteresse entspreche - in der Möbelbranche - eine 
Ladenöffnungspraxis, die dem Publikum den Zutritt zum Ge­
schäft auch über die gesetzlichen Ladenöffnungszeiten hinaus 
gewähre.

Diesem Urteil des Senats kann nicht entnommen werden, 
daß von einem geschäftlichen Verkehr im Sinne des § 3 Laden- 
schlußG generell und damit auch in Fällen der vorliegenden 
Art, wo es um die Besichtigung und das Anprobieren von Be­
kleidungsstücken geht, keine Rede sein kann, wenn es an der 
Möglichkeit der persönlichen Fühlungnahme zwischen Kunden



und Ladenangestellten fehlt. Die Grundsätze jener Entschei­
dung hatten sich auf das Offenhalten von Möbelgeschäften 
allein zu Besichtigungszwecken bezogen, während es im vor­
liegenden Fall um das Offenhalten der Verkaufsräume eines 
Bekleidungsgeschäfts auch zum Zwecke des Anprobierens der 
bereitgehaltenen Ware geht. Bietet aber der Kaufmann dem 
Publikum die Möglichkeit, im Zusammenhang mit der Besich­
tigung von Kleidungsstücken diese auch anzuprobieren, so 
ist bereits das ein Teil seiner Verkaufstätigkeit und damit 
geschäftlicher Verkehr im Sinne des § 3 LadenschlußG, der 
auch dann untersagt ist, wenn sich weder der Geschäftsin­
haber noch die Ladenangestellten in den Verkaufsräumen auf- 
halten. § 3 LadenschlußG bestimmt generell, daß Verkaufs­
stellen zu bestimmten Zeiten "für den geschäftlichen Ver­
kehr mit den Kunden" geschlossen sein müssen, ohne dabei 
darauf abzustellen, daß es dafür auf die Anwesenheit von 
Geschäftsinhaber oder Verkaufspersonal im Geschäftslokal 
ankommt. Aus Sinn und Zweck der Vorschrift ergibt sich 
nicht, daß der Begriff des geschäftlichen Verkehrs nur das 
eigentliche Ziel der Geschäftstätigkeit - den Warenverkauf 
als solchen - umfaßt, für den die Möglichkeit des individuel­
len Kontakts zwischen Kunden und Verkäufer allerdings wesent­
lich ist. Wie in der Amtlichen Begründung der Bundesregierung 
zum Entwurf eines Gesetzes über den Ladenschluß ausgeführt 
ist, dürfen in der Verkaufsstelle während der Ladenschluß­
zeiten keine Kunden beraten, keine Bestellungen entgegenge­
nommen und keine Kleider anprobiert werden (Bundesrats- 
Drucksache Nr. 310/54, S. 15). Der Begriff des geschäftli­
chen Verkehrs im Sinne des § 3 LadenschlußG bezieht sich 
danach jedenfalls auch auf solche Handlungen, die - wie 
die Anprobe beim Kauf eines Anzugs oder Mantels - das Ge-
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schäft vorbereiten und Voraussetzung für sein Zustande­
kommen sind (BGHSt 18, 96, 101 = NJW 1963, 117; BVerwGE 
28, 295, 298 = GRUR 1969, 88, 89 - Freie Möbelschau). Aus 
dem Begriff des geschäftlichen Verkehrs fallen daher solche 
Tätigkeiten nicht generell und nicht allein schon deshalb 
heraus, weil die Ladenangestellten oder der Geschäftsinha­
ber in der Verkaufsstelle nicht anwesend sind. Die sozial­
politische Zielsetzung des Gesetzes steht dem nicht entge­
gen. Der Zweck der Regelung geht zwar in erster Linie dahin, 
den Arbeitsschutz zu vervollständigen und die Angestellten 
in den Verkaufsstellen vor zu langer Arbeitszeit an Werkta­
gen und vor verbotener Sonntagsarbeit zu schützen. Darüber 
hinaus soll aber das Ladenschlußgesetz bereits den Anreiz, 
aus Wettbewerbsgründen gegen den Arbeitsschutz zu verstoßen, 
möglichst vermindern und insoweit der Wahrung gleicher Wett­
bewerbsbedingungen dienen (BVerfGE 13, 235; 13, 240, 19;
BGHZ 66, 159, 162 « GRUR 1976, 438 = WRP 1976, 466 - Tag 
der offenen Tür; BGHSt 19, 96, 102 = NJW 1963, 117; BVerwGE 
aaO). Insbesondere diesem Zweck würde aber eine Ladenöffnungs 
praxis entgegenstehen, die dem Publikum - wenn auch in Abwe­
senheit des Verkaufspersonals und des Geschäftsinhabers - 
neben der Besichtigung der bereitgehaltenen Ware auch die 
Möglichkeit des Anprobierens während der Ladenschlußzeiten 
in den Verkaufsstellen bietet.

5. Der Verstoß gegen § 3 LadenschlußG allein ergibt 
allerdings noch nicht, daß das Verhalten der Beklagten 
auch wettbewerbswidrig ist. Nicht jede Mißachtung gesetz­
licher Vorschriften ist unlauter im Sinne von § 1 UWG.
Zur Frage der Sittenwidrigkeit von Verstößen gegen § 3 
LadenschlußG hat der Senat wiederholt entschieden, daß 
es sich bei dieser Bestimmung um eine dem Arbeitsschutz
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dienende Ordnungsvorschrift handelt, deren Verletzung 
nicht ohne weiteres als wettbewerbswidrig beurteilt wer­
den kann (BGH GRUR 1966, 323 - Ratio; 1973, 144, 146 - 
Mischbetrieb; 1974, 31, 34 - Perserteppiche). Die Verlet­
zung dieser Ordnungsvorschrift kann jedoch dann als Wett­
bewerbsverstoß zu beurteilen sein, wenn sich ein Wettbe­
werber bewußt und planmäßig über sie hinweg setzt, obwohl 
für ihn erkennbar ist, daß er dadurch einen Vorsprung vor 
gesetzestreuen Mitbewerbern erlangen kann (BGH aaO). Nach 
den vom Berufungsgericht dazu getroffenen Feststellungen 
ist davon auszugehen, daß diese Voraussetzungen im Streit­
fall gegeben sind. Denn danach hat die Beklagte die vom 
Kläger beanstandeten Tage der offenen Tür wiederholt an 
mehreren aufeinanderfolgenden Sonntagen durchgeführt. Zu­
treffend hat das Berufungsgericht darin ein auf Wiederholung 
angelegtes, zielbewußtes Vorgehen der Beklagten zu dem Zweck 
erblickt, Kunden auch während der gesetzlichen Ladenschluß­
zeiten für ihre Waren zu interessieren und sich auf diese 
Weise Vorteile im Wettbewerb gegenüber Mitbewerbern zu ver­
schaffen, die das Ladenschlußgesetz beachten.

6. Das Berufungsgericht hat danach mit Recht auf den 
Antrag des Klägers die angegriffenen Veranstaltungen selbst, 
daneben aber auch die Ankündigungen verboten, mit denen die 
Beklagte in Tageszeitungen und Anzeigeblättern für ihre wett' 
bewerbswidrigen Veranstaltungen geworben hat.

Darüber hinaus muß die Revision aber auch insoweit 
erfolglos bleiben, als die Beklagte hilfsweise beantragt 
hat, das angefochtene Urteil aufzuheben, soweit ihr un­
tersagt worden ist, anläßlich von Tagen der offenen Tür 
die Möglichkeit der Besichtigung von Kleidungsstücken zu 
gewähren und dies werblich anzukündigen. Dieser Hilfsan-
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trag ist unzulässig. Mit ihm hat sich die Beklagte gegen 
ein Verbot gewandt, das als solches der Kläger nicht be­
antragt und das Berufungsgericht nicht erlassen hat. Wie 
erwähnt gehen der Klageantrag und das Berufungsurteil nicht 
dahin, der Beklagten die Offenhaltung der Verkaufsstelle an 
Tagen der offenen Tür allein zu Besichtigungszwecken zu un­
tersagen; vielmehr ist ihr lediglich verboten worden, die 
Verkaufsstelle innerhalb der LadenschlußZeiten geöffnet 
zu halten, wenn das Publikum dabei die Möglichkeit hat, im 
Zusammenhang mit der Besichtigung von Kleidungsstücken diese 
auch anzuprobieren. Zu der Frage, ob das Offenhalten des Be­
kleidungsgeschäfts während der Ladenschlußzeiten allein zu 
Besichtigungszwecken ebenfalls gegen § 3 LadenschlußG ver­
stößt, brauchte daher der Senat in vorliegender Sache keine 
Stellung zu nehmen.

7. Ohne Erfolg rügt die Revision ferner, daß das Beru­
fungsgericht der Beklagten die Verfahrenskosten auch inso­
weit auferlegt hat, als die Parteien den Rechtsstreit in 
der Hauptsache für erledigt erklärt haben. Die beanstandete 
Kostenentscheidung beruht auf § 91 a ZPO. Wie sich aus Absatz 
Satz 1 dieser Bestimmung in Verbindung mit § 567 Abs. 3 
Satz 1 ZPO ergibt, sind aber derartige Kostenentscheidungen, 
soweit das Oberlandesgericht sie trifft, endgültig. Das gilt 
auch dann, wenn - wie hier - zugleich mit der Entscheidung 
über die nichterledigte Hauptsache und die insoweit ent­
standenen Kosten auch über die Kosten des erledigten Teils 
des Rechtsstreits einheitlich durch Urteil entschieden wor­
den ist (BGH NJW 1967, 1131).



8. Die Revision der Beklagten war daher zurückzu­
weisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. 

v. Gamm Al ff Merkel

Piper Erdmann
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